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Herrn
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Vorsitzender des Ausschusses für Gesundheit
Deutscher Bundestag
Platz der Republik 1
11011 Berlin

Klaus Stiefermann
030 3385811-10

Klaus.Stiefermann@aba-online.de

21.01.2016 ML

aba-Stn: BT-01/2016

Stellungnahme
anlässlich der öffentlichen Anhörung durch den Ausschuss für Gesundheit des Deutschen Bundestages am
27. Januar 2016 zu dem Antrag der Fraktion DIE LINKE.

Gerechte Krankenversicherungsbeiträge für Direktversicherungen und Versorgungsbezüge Doppelverbei-
tragung vermeiden
BT-Drucksache 18/6364

Sehr geehrter Herr Dr. Franke,
sehr geehrte Damen und Herren,

zunächst möchten wir uns herzlich bedanken für die Einladung zu der oben genannten Anhörung. Zur Vorberei-
tung der Anhörung übersenden wir Ihnen wunschgemäß unsere Stellungnahme zum Antrag der Fraktion DIE
LINKE.

Der Antrag Betriebsrenten nicht gleichzeitig in der Finanzierungs- und der Leistungsphase mit Beiträgen zur
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung zu belasten ist zu unterstützen. Korrekturen im Beitragsrecht
sollten aber nicht allein auf diese Fälle beschränkt bleiben.

1. Kontraproduktive zweimalige Belastung mit Beiträgen zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung

a) Fortführung einer Pensionskassenzusage mit eigenen Mitteln
Eine nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses vom Arbeitnehmer aus seinem Nettoeinkommen wei-
ter dotierte betriebliche Altersversorgung darf nicht zu einer gegenüber der privaten Vorsorge nach-
teiligen zweifachen Verbeitragung bei Kranken-und Pflegeversicherung (in der Finanzierung-und Leis-
tungsphase) führen.
Während 2010 höchstrichterlich entschieden wurde, dass die Leistungen aus einer vom Arbeitgeber
für den Arbeitnehmer bei einem Versicherungsunternehmen abgeschlossenen Direktversicherung,
die der Arbeitnehmer nach seinem Ausscheiden aus dem Betrieb privat als Versicherungsnehmer
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fortführte, teilweise nicht beitragspflichtig sind, werden auf Leistungen aus Pensionskassen weiterhin
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung fällig, wenn der Arbeitnehmer nach Ausscheiden aus
dem Beschäftigungsverhältnis den Vertrag mit der Pensionskasse privat fortgeführt hat. Diese Un-
gleichbehandlung wird von der Rechtsprechung rein formal damit begründet, dass der institutionelle
Rahmen des Betriebsrentenrechts beim i-
rektversicherung nie völlig verlassen werden könne. Eine solche rechtliche Bewertung ist den Be-
troffenen nicht zu vermitteln. Darüber hinaus wird der vom Gesetzgeber ausdrücklich im Betriebsren-
tenrecht vorgesehene Anspruch des Arbeitnehmers, nach Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis pri-
vat weiterzuführen im Hinblick auf eine Pensionskassenversorgung unattraktiv.

b) Beitragsrechtliche Fehlanreize bei Riester-Betriebsrenten
ann vom Arbeitgeber verlangen, dass von seinen künftigen Entgeltansprüchen

bis zu 4 vom Hundert der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversiche-
besagt §

n-
gen dass die Voraussetzungen für eine Förderung nach den §§ 10a, 82 Abs. 2 des Einkommensteuer-

sog. Riester-Rente). Von dieser Form der betrieblichen Altersversorgung
machen jedoch gesetzlich krankenversicherte Arbeitnehmer relativ selten Gebrauch, da sie in einem
solchen Falle sowohl in der Finanzierungs- als auch in der Leistungsphase mit Beiträgen zur Kranken-
und Pflegeversicherung belastet würden, in der Leistungsphase sogar mit dem vollen Beitragssatz.
Auch diese Ungleichbehandlung der betrieblichen Altersversorgung gegenüber der privaten Vorsorge
ist nicht nachzuvollziehen.

c) Pauschalbesteuerte Beiträge und echte Eigenbeiträge
Für Direktversicherungs- und Pensionskassenzusagen, die vor dem 1. Januar 2005 erteilt wurden, be-
stand die Möglichkeit der sogenannten Pauschalversteuerung. In diesen Fällen wurden die Finanzie-
rungsbeiträge mit einem Lohnsteuersatz von 20 % in der Finanzierungsphase belastet. Erfolgte die Fi-
nanzierung durch den Arbeitnehmer im Wege der Entgeltumwandlung aus Sonderzahlungen (zum
Beispiel Weihnachtsgeld) so geschah dies sozialabgabenfrei. Erfolgte die Finanzierung allerdings aus
laufendem Einkommen, so wurden und werden Sozialabgaben fällig. In diesen Fällen kommt es zu ei-
ner Verbeitragung von Versorgungsaufwand und späterer Leistung.
An der Finanzierung seiner Betriebsrente kann sich der Arbeitnehmer auch durch sog. echte Eigenbei-
träge beteiligen. Echte Eigenbeiträge liegen dann vor, wenn der Arbeitnehmer bereits versteuertes
und zur Sozialversicherung verbeitragtes Einkommen als eigene Beiträge (aus Nettoeinkommen) in
die bAV einfließen lassen möchte, § 1 Abs.2 Nr.4 BetrAVG. Auch in diesen Fällen kommt es zu einer
zweimaligen Verbeitragung in der Kranken- und Pflegeversicherung.

2. Die Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung hemmende volle Beitragspflicht in der gesetzlichen
Kranken- und Pflegeversicherung

Aber nicht nur die o.g. Fälle der Belastung von Versorgungsaufwand und Leistung mit Beiträgen zur Kranken-
und Pflegeversicherung verhindern eine Ausweitung der betrieblichen Altersversorgung. Einen starken Fehlan-
reiz hat das GKV-Modernisierungsgesetz zum 1. Januar 2004 gebracht. Seit diesem Zeitpunkt müssen alle in der
gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Bezieher von Betriebsrenten auf ihre laufenden Versorgungs-
bezüge und Kapitalzahlungen den vollen Beitragssatz zur Kranken-und Pflegeversicherung entrichten. Bis zum
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31. Dezember 2003 waren Kapitalleistungen beitragsfrei und auf laufende Versorgungsbezüge fiel nur der hal-
be Beitragssatz an. Ohne Vertrauensschutz- und Übergangsregelungen wurden alle Betriebsrenten in erhebli-

as Vertrauen in verlässliche Rahmenbedingungen der betrieblichen Altersversor-
gung stark beeinträchtigt. Gerade für Bezieher niedriger und mittlerer Einkommen hat die betriebliche Alters-
versorgung so an Attraktivität verloren.

Für eventuelle Rückfragen bzw. Erläuterungen in der Anhörung stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Mit den besten Grüßen

Mit freundlichen Grüßen
aba Arbeitsgemeinschaft für
betriebliche Altersversorgung e.V.

Klaus Stiefermann
Geschäftsführer


